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Kreisumlage; Arbeitsgruppe auf Staatssekretärsebene zu Kreisumlageverfahren

Sehr geehrte Damen und Herren,

regelmäßig informieren wir die Kreisverbände über wesentliche Entwicklungen zur Kreisum-
lage. Das betrifft neben der Aufkommensentwicklung auch die aktuelle Rechtsprechung. Mir
ausgelöst durch die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sind in Sachsen-Anhalt
in den zurückliegenden Jahren eine Vielzahl an Kreisumlageverfahren vor den Gerichten an-
hängig.

Gegenwäirtig dürften rd. 100 Klagen zu Kreisumlagefestsetzungsverfahren anhängig sein. Das
streitbefangene Kreisumlagevolumen dürfte sich damit auf über 250 Mio. Euro belaufen. Die
Klagen betreffen die Zeiträume seit 2016 und verteilen sich zwischen den einzelnen Landkrei-
sen sehr heterogen.

Die Thematik wurde zuletzt auch in der Presse aufgegriffen; so u. a. in der Volksstimme vom
02.09.2021(Anlage l).

Ministerpräsident Dr. Haseloff hat im Rahmen einer Telefonkonferenz am02.09.2021 ange-
kündigt, dass seitens des Landes das Gespräch mit den Kommunalen Spitzenverbänden ge-
sucht werde, um zu erörtem, wie den zahlreichen Klageverfahren begegnet werden kann. In
der Sitzung der Finanzstrukturkommission am20.10.2021 wurde daraufhin die Bildung eine

Arbeitsgruppe auf Staatssekretärsebene unter Beteiligung der Kommunalen Spitzenverbände
vereinbart. Zielstellung der Arbeitsgruppe ist die Erarbeitung eines Maßnahmenkataloges,
welcher zeitnah umgesetzt werden soll, um im Ergebnis die Zahl der Klageverfahren zu redu-
zieten.
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In einer Auftaktsitzung am 17.1 1.2021unter Beteiligung der Staatssekretäre des Ministeriums
der Finanzen und des Ministeriums flir Inneres und Sport, sowie den beiden kommunalen
Spitzenverbänden wurden bereits konkrete Maßnahmenz.T. kontrovers diskutiert.

Beide kommunale Spitzenverbände haben in der Auftaktsitzung insbesondere deutlich ge-
macht, dass die Kreisumlageproblematik in engem Zusammenhang mit der durch das Land
zur Verftigung gestellten FAG-Masse zu sehen ist. Auf diesen Zusammenhang wurde im Üb-
rigen auch wiederholt in der Presseberichterstattung hingewiesen.

Es wurde vereinbart, die diskutierten Maßnahmen in einem Berichtsentrvurf zusammenzufas-
sen. Dieser ist als Anlage 2 diesem Schreiben beigeftigt und enthält im Abschnitt 3 die bisher
diskutierten Maßnatrmen. Hierzu zäihlen u. a.:

die imAbschnitt 3. a) inAussicht gestellten überarbeiteten Verfahrenshinweise zur Erhe-
bung der Kreisumlage nach Vorlage der Urteilsbegründung des Bundesverwaltungsge-
richts vom 27 .09.202 I (siehe hierzu E-Mail-Rundschreiben vom 28.09 .2021),

die im,40schnitt 3. c) in Aussicht gestellte gesetzliche Klarstellung der Heilungsvor-
schriften in § 100 Abs. 1 Satz 5 KVG in Verbindung mit der Reglung zum Nachtragshaus-
halt in § 103 Abs. 1 Satz 1 Hs. 2 KVG aufgrund der vom Bundesverwaltungsgericht am
27 .09.2021 angesprochenen Mehrdeutigkeit,

die imAbschnitt 3. d/ diskutierte Einftihrung eines Vorverfahrens bzw. Widerspruchsver-
fahrens für Kreisumlagefestsetzungsverfahren durch Anderung von § 8a AG VwGO LSA,

die im Abschnitt 3. e) inAussicht gestellte erneute Klarstellung zur fehlenden Rechts-
behelfsverpflichtung,

die imAbschnitt 3.fl erwi$nte Möglichkeit einer politischen Erklärung der Landesregie-
rung und

dieimAbschnitt 3. g) durch den Landkreistag geforderte Inanspruchnahme des Aus-
gleichsstocks durch die Landkreise ftir ztxicknruahlende Kreisumlagen.

Neben der in Aussiclrt gestellten politischen Erklärung der Landesregierung werden gegen-
über dem Status quo lediglich zwei neue Maßnahmen diskutiert, bei denen zudem kein Ein-
vernehmen besteht. Dies sind die Einführung des Vorverfahrens flir Kreisumlagefestsetzungs-
verfahren gem?iß § 8a AG VwGO LSA und die Inanspruchnahme des Ausgleichsstockerlasses
durch die Landkreise für eventuelle Kreisumlagerückzahlungen.

In der Auftaktsitzung wurde zudem eine Mitgliederbeteiligung durch die Kommunalen Spit-
zenverbände verabredet. Aufgrund der vom Land gesetzten enorm kurzen Frist haben wir uns
dazu entschlossen, dies durch eine Beteiligung der Kreisverbände zu gewährleisten.

Wir möchten Sie daher bitten, uns Ihre Einschätzungenzudem Berichtsentwurf und den hier
vorgesehenen Maßnahmen bis zum 10.01.2022 zukommen zu lassen.

Bewertung aus Sicht der Landesgeschäftsstelle

Wie bereits erwähnt, sehen wir eine der Hauptursachen ftir die vielen anhängigen Kreisumla-
geverfahren in der nicht auskömmlichen Finanzausstattung der Kommunen durch das FAG.
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Auch der am 14.12.2021in den Landtag eingebrachte Gesetzentwurf zum FAG 202212023
weist eklatante Fehler in der Bedarfsermittlung auf, die trotz der Erhöhung der FAG-Masse
von 1,628 Mrd. Euro auf 1,735 Mrd. Euro zu einer politischen Deckelung der FAG-Masse
führen. Dieser für uns wichtige Aspekt wurde im Berichtsentwurf im Abschniu 3.g) aufge-
nommen, aber keiner konkreten Lösung zugeführt.

Trotz dieser deutlichen Kritik am FAG können wir uns der weiteren Diskussion innerhalb der
Arbeitsgruppe nicht entziehen.

Einführung eines Vorverfahrens für Kreisumlagefestsetzungsverfahren

Die im Abschnitt 3. d) vorgeschlagene Einflihrung eines Vorverfahrens fi.ir Kreisumlagefest-
setzungsverfahren wird von uns begrüßt. Dieses ermöglicht insbesondere bei bestimmten Ver-
fahrensfragen die Möglichkeit der Selbstkontrolle und somit die Möglichkeit, fehlerhaftes
Verwaltungshandeln ohne gerichtliche Befassung korrigieren zu können.

Praktische Relevanz dürfte das Vorverfahren vor allem bei offensichtlich fehlerhaften Berech-
nungen im Zusammenhang mit der Kreisumlagefestsetzung haben. Bezüglich konkret im Wi-
derspruchsverfahren aufgeworfener Zweckmäßigkeitsfragen hinsichtlich der Ermiulungs- und
Offenlegungspflicht bzgl. des Finanzbedarfs der kreisangehörigen Gemeinden dürfte das Vor-
verfahren jedoch an seine Grenzen stoßen. Denn der Kreistag dürfte auch im Widerspruchs-
verfahren häufig an seiner Einschätzung festhalten, dass er die Haushaltssatz'rxrg aus seiner

Sicht ordnungsgemäß beschlossen hat.

Ergänzend gilt es daher auch, den fiskalischen Aspekt einzusparender Prozesskosten zu be-
achten. Einige der anhängigen Verfahren dürften aufgrund ausstehender obergerichtlicher
Rechtsprechung vorsorglich initiiert worden sein. Damit sind jedoch stets nicht unwesentliche
Prozesskosten verbunden. Hier kann das Vorverfahren durchaus Abhilfe schaffen, indem bis
zur Klärung bestimmter Rechtsfragen das Ruhen des Widerspruchsverfahrens vereinbart wird.

Inanspruchnahme des Ausgleichsstockes

Zu der unter Abschnitt 3. g) vom Landl«eistag Sachsen-Anhalt angesprochenen Inanspruch-
nahme des Ausgleichsstockes durch die Landkreise für jene Fälle, in denen es nicht gelingen

sollte, offene Kreisumlagen vergangener Jahre zu erheben, haben wir uns in der Arbeits-
gruppe bisher nicht positioniert.

Auch wenn die Landkreise in den zurückliegenden Jahren faktisch keine Zuweisungen aus

dem Ausgleichsstock erhalten haben, ist kein Grund ersichtlich, warum nach der Systematik
des § 17 FAG Landkreise vom Ausgleichsstock grundsätzlich ausgeschlossen sein sollten. In-
wieweit die bestehenden Regelungen zum § 17 FAG in Form des Runderlasses des MF,,Zu-
weisungen aus dem Ausgleichsstock nach § 17 des Finanzausgleichsgesetzeso' vom
21.03.2018 eine Inanspruchnahme ausschließen, wäre im Rahmen der fiirs kommende Jahr in
Aussicht gestellten Überarbeitung des Ausgleichsstockerlasses zu diskutieren.

Eine Inanspruchnahme des Ausgleichsstocks würde bei dessen adäquater Erhöhung das Land
in seiner Garantenstellung flir eine auskömmliche Finanzausstattung der Kommunen stärker
in die Pflicht nehmen. Dies würde auch der Tatsache Rechnung tragen, dass die Kreisumlage-
problematik in hohem Ausmaß auf die unzureichende Finanzerstattung durch das FAG zu-

rückzuführen ist.



4

Die Rückmeldungen der Kreisverbände werden wir in die Diskussion der voraussichtlich am
18.01.2022 stattfindenden nächsten Arbeitsgruppensitzung einfließen lassen.

Mit Grüßen

Bernward Küper
Landesgeschäftsführer

Anlagen









Arbeitsgruppe auf Staatssekretärsebene zu Kreisumlageverfahren 

Bericht vom 9. Dezember 2021 

Unter Mitwirkung des Ministeriums für Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt, des 

Ministeriums der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt, des Landkreistages Sachsen-Anhalt

sowie des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt 



1. Arbeitsauftrag

Unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts vom 31. Januar 

2013, 16. Juni 2015 und 29. Mai 2019 haben in jüngster Vergangenheit die Verwaltungsge-

richte in Sachsen-Anhalt nahezu alle angefochtenen Kreisumlagefestsetzungsverfahren be-

anstandet. Gegenwärtig sind 97 Klagen zu Kreisumlagefestsetzungsverfahren in einem Um-

fang von circa 254 Mio. € anhängig. Die einzelnen Klageverfahren sind aus der Anlage ersicht-

lich.  

Herr Ministerpräsident Dr. Haseloff und Herr Staatsminister Robra haben in einer Videokonfe-

renz am 2. September 2021 mit den Landräten und Oberbürgermeistern der kreisfreien Städte 

angekündigt, dass seitens des Landes das Gespräch mit den Kommunalen Spitzenverbänden 

gesucht werde, um zu erörtern, wie den zahlreichen Klageverfahren begegnet werden kann. 

In der 19. Sitzung der Finanzstrukturkommision (FSK) am 20. Oktober 2021 wurde vereinbart, 

eine hochrangig besetzte Arbeitsgruppe auf Staatssekretärsebene zu bilden, um sich mit der 

Thematik zu befassen. Zielstellung war es, zeitnah einen Maßnahmenkatalog zu erarbeiten, 

um im Ergebnis die Zahl der Klageverfahren zu reduzieren.  

2. Verfahren

In der Auftaktsitzung der Arbeitsgruppe am 17. November 2021 sind die grundsätzlichen Her-

ausforderungen der Kreisumlagefestsetzung herausgearbeitet worden. Bisher ergriffene Maß-

nahmen und deren Auswirkungen wurden erläutert.  

Darüber hinaus haben die Mitglieder der Arbeitsgruppe die jüngst zu der Thematik ergangene 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und deren Leitsätze eingeordnet.  

Auf der Basis der so gewonnenen Erkenntnisse hat sich die Arbeitsgruppe mit verschiedenen 

Handlungsoptionen auseinandergesetzt und verschiedene Lösungsvorschläge erarbeitet. 

3. Beratungsergebnisse

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe sind zu folgenden Beratungsergebnissen gelangt:  

a) Aktuelle Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes 

Hinsichtlich der Kreisumlagefestsetzungsverfahren der Landkreise Salzlandkreis und Börde 

hat das Bundesverwaltungsgericht in der Entscheidung vom 27. September 2021 den Revisi-

onen der Landkreise stattgegeben, die entsprechenden Berufungsurteile aufgehoben und 



beide Verfahren an das Oberverwaltungsgericht Sachsen-Anhalt zurückverwiesen. Das Ober-

verwaltungsgericht soll klären, ob den Kreistagen vor Beschlussfassung über die Heilungssat-

zungsbestimmungen die grundlegenden Haushaltsdaten der betroffenen Gemeinden („Be-

darfsansätze“) vorgelegen haben. Dann wäre die von der Rechtsprechung geforderten „Offen-

legungspflicht“ gewahrt. In diesem Zusammenhang ist auch zu klären, wie die neu in §§ 100 

und 103 KVG LSA eingefügten Heilungsvorschriften auszulegen sind.  

Die Entscheidungsgründe liegen noch nicht vor. Die Verwaltung des Bundesverwaltungsge-

richtes hat mitgeteilt, dass damit voraussichtlich bis zum Ende des Jahres zu rechnen ist. 

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe sind übereingekommen, dass das Ministerium für Inneres 

und Sport die Entscheidungsgründe der aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-

gerichtes gemeinsam mit den Kommunalen Spitzenverbänden auswerten und entsprechende 

Verfahrenshinweise erlassen soll. In diesen Verfahrenshinweisen soll darauf hingewiesen wer-

den, dass die Rechtsprechung die bisher streitigen Verfahrensfragen zum Kreisumlageerhe-

bungsverfahren abschließend entschieden hat und Klagen zu diesem Themenkomplex nicht 

mehr zielführend sind. 

b) Schaffung einer gesetzlichen Regelung zum Verfahren der Kreisumlagefestsetzung

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe sind sich einig, dass die Landkreise auf Grundlage des Er-

lasses des Ministeriums für Inneres und Sport vom 21. Februar 2019, der die Verfahrenshin-

weise des Landkreistages einschließt, den wesentlichen Verfahrensanforderungen nachkom-

men und damit ihren Ermittlungs- und Beteiligungspflichten gerecht werden. Der Verfahrens-

vorschlag des Landkreistages Sachsen-Anhalt ist nach dem Urteil des Oberverwaltungsge-

richts Sachsen-Anhalt vom 17. März 2020 noch einmal fortgeschrieben worden und liegt allen 

Landkreisen vor. 

Daher wird kein Bedarf an einer gesetzlichen Regelung zum Verfahren der Kreisumlagefest-

setzung gesehen. 

c) Klarstellung der Heilungsvorschriften im Kommunalverfassungsgesetz 

Der Gesetzgeber hat in der letzten Legislaturperiode mit § 100 Abs. 1 Satz 5 KVG LSA und    

§ 103 Abs.1 Satz 1 Hs. 2 KVG LSA die Aufnahme von Heilungsvorschriften in das Kommunal-

verfassungsgesetz beschlossen. 



Mit seiner Entscheidung vom 27. September 2021 hat das Bundesverwaltungsgericht nicht 

ausgeschlossen, dass es die landesgesetzliche Heilungsmöglichkeit mit Bundesverfassungs-

recht für vereinbar hält. Es hat jedoch darauf hingewiesen, dass die Regelung des § 103 Abs.1 

Satz 1 KVG LSA im Zusammenwirken mit § 100 Abs. 1 Satz 5 KVG LSA mehrdeutig erscheint. 

Insoweit sind sich die Mitglieder der Arbeitsgruppe einig, dass die Vorschrift angepasst werden 

soll, um auch die Heilung von Nachtragshaushaltssatzungen rechtssicher zu ermöglichen.  

Vor diesem Hintergrund soll eine Änderung des § 103 Abs. 1 Satz 1 KVG LSA nach Auffassung 

der Arbeitsgruppe unverzüglich nach Vorliegen der Entscheidungsgründe der vorstehenden 

Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts erfolgen, damit die Klarstellung im Rahmen 

der Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichtes Sachsen-Anhalt Berücksichtigung finden 

kann. 

d) Einführung eines Vorverfahrens für Kreisumlagefestsetzungsverfahren

Um die Belastungen der kommunalen Haushalte durch die mit den Verfahren einhergehenden 

erheblichen Prozesskosten zu verringern und Klagen vor den Verwaltungsgerichten zu ver-

meiden, wurde die Einführung eines Vorverfahrens gegen Kreisumlagefestsetzungsbescheide 

durch eine Änderung von § 8 a AG VwGO LSA diskutiert.  

Mit der Einführung eines Vorverfahrens würde die Möglichkeit eröffnet werden, bei Klagen 

gegen Kreisumlagefestsetzungsbescheide Musterverfahren durchzuführen.  

Der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt begrüßt den Vorschlag, da neben der finan-

ziellen Entlastung die Möglichkeit besteht, Kreisumlagebescheide unter Berücksichtigung der 

Widerspruchsbegründung noch einmal prüfen zu können.  

Der Landkreistag Sachsen-Anhalt hatte erbeten vor einer abschließenden Einschätzung der 

Thematik seine Mitglieder zu beteiligen.   

Anmerkung: Mit Schreiben vom 26. November 2021 hat der Landkreistag Sachsen-Anhalt mit-

geteilt, dass er nach Rücksprache mit seinen Mitgliedern den Lösungsansatz für nicht zielfüh-

rend erachtet und daher ablehnt. Das Widerspruchsverfahren biete bei unterschiedlichen Auf-

fassungen über die rechtmäßige Beschlussfassung des Kreistages zur Haushaltssatzung kei-

nen geeigneten Lösungsansatz und verzögere die Rechtskraft des Kreisumlagebescheides. 



e) Keine Pflicht der Hauptverwaltungsbeamten Rechtsbehelfe gegen Kreisumlagebe-

scheide einzulegen 

Mit Erlass vom 21. Februar 2019 hat das Ministerium für Inneres und Sport darauf hingewie-

sen, dass vor dem Hintergrund der noch nicht rechtskräftigen Rechtsprechung keine Pflicht für 

Hauptverwaltungsbeamte besteht, Rechtsbehelfe gegen Kreisumlagebescheide einzulegen. 

Insoweit könnten auch keine Haftungsansprüche entstehen. 

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe haben sich darauf verständigt, dass in dem durch das Minis-

terium für Inneres und Sport zu erarbeitenden Verfahrenshinweis (s.o. Ziffer 3a) erneut auf 

diese Sach- und Rechtslage hingewiesen werden soll.  

f) Politische Erklärung 

Die Arbeitsgruppe ist sich darüber hinaus einig, dass eine politische Erklärung der Landesre-

gierung dazu beitragen könnte, die nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 

als geklärt anzusehende Rechtslage zu den Kreisumlagefestsetzungsverfahren entsprechend 

zu kommunizieren, was insgesamt zur Befriedung der Gesamtsituation beitragen dürfte. Vor-

stellbar in diesem Zusammenhang wäre beispielsweise eine entsprechende Erklärung des Mi-

nisterpräsidenten in den Veröffentlichungsblättern der kommunalen Spitzenverbände.  

g) Ausgleich durch das Land 

Die kommunalen Spitzenverbände verwiesen auf den engen Zusammenhang der anhängigen 

Kreisumlageverfahren mit der durch das Land zur Verfügung gestellten Finanzausgleichs-

masse. Der Landkreistag Sachsen-Anhalt verwies zusätzlich auf die Notwendigkeit, offene 

Kreisumlagebeträge, deren rückwirkende Einholung nicht mehr möglich ist, über den Aus-

gleichsstock auszugleichen. 

Der Landkreistag Sachsen-Anhalt bekräftigte seine Forderung, Landkreisen einen finanziellen 

Ausgleich aus dem Ausgleichstock zu gewähren, soweit es nicht gelingen sollte, offene 

Kreisumlagen vergangener Jahre zu erheben. Eine abschließende Diskussion wurde hierzu in 

der Arbeitsgruppe nicht geführt. 

h) Festsetzung der Verbandsgemeindeumlage 

Die Arbeitsgruppe stellt fest, dass die Rechtsprechung zur Kreisumlageerhebung auf die Ver-

bandsgemeindeumlageerhebung übertragbar ist (vgl. OVG LSA, Urt. v. 16.07.2020 -4 L 

176/19-). Die vorstehenden Ergebnisse der Arbeitsgruppe gelten für die Verbandsgemein-

deumlage insofern entsprechend. 



4. Ergebnisse der Arbeitsgruppe

a) Die Arbeitsgruppe hat sich einvernehmlich auf die Umsetzung folgender Maßnahmen ver-

ständigt:  

 Überarbeitung des Erlasses vom 21. Februar 2019 zu Verfahrenshinweisen bei der 

Kreisumlagefestsetzung durch das Ministerium für Inneres und Sport 

- Berücksichtigung der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Sachsen-Anhalt 

vom 17. März 2020, der Urteilsbegründung der aktuellen Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 27. September 2021 sowie der Entscheidung 

des Verwaltungsgerichts Magdeburg vom 28. Oktober 2021 

- Erneuter Hinweis, dass keine Pflicht der Hauptverwaltungsbeamten besteht 

Rechtsbehelfe gegen Kreisumlagebescheide einzulegen 

 Keine gesetzliche Regelung zum Verfahren der Kreisumlagefestsetzung erforderlich 

 Klarstellung der Heilungsvorschrift im Kommunalverfassungsgesetz 

 Abgabe einer politischen Erklärung der Landesregierung 

b) In der Arbeitsgruppe besteht kein Einvernehmen zu folgenden Maßnahmen:  

 Die Einführung eines Vorverfahrens für Kreisumlagefestsetzungsverfahren durch Än-
derung von § 8 a AG VwGO 

 Ausgleich durch das Land aus dem Ausgleichsstock. 

5. Ausblick/Zeitschiene 

30.11.2021 : Versenden des mit MF abgestimmten Ergebnispapiers an kommunale  

                     Spitzenverbände 

03.12.2021 : Rückäußerung der kommunalen Spitzenverbände zum übersandten  

                      Ergebnispapier  

20.12.2021 : Rückäußerung der kommunalen Spitzenverbände zur Einbeziehung von  

                     Praktikern bzw. zu ggf. weiterem Gesprächsbedarf 

18.01.2022 : Vorsorgliche Terminierung eines zweiten Sitzungstermins (mit der Möglichkeit  

          für die kommunalen Spitzenverbände, Praktiker zur Sitzung hinzuzuziehen) 


